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Vollzug des Baugesetzbuches; 
Bebauungsplan „Industrie- und Gewerbegebiet Lorenhek“ der Ortsgemeinde Lohnsfeld; 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
sehr geehrter Herr Christmann, 
 

für die Aufstellung des o. g. Bebauungsplans werden seitens der unteren Landesplanungsbehörde  

 
keine Bedenken 

erhoben. 
 
Es werden folgende Hinweise gegeben: 
 
Der Ausweisung der Gewerbefläche wurde seitens der Planungsgemeinschaft zugestimmt, wenn es 

sich um eine Standortentwicklung mit regionaler Bedeutsamkeit handelt. 

(Vgl. Ziel 5 des Regionalen Raumordnungsplans Westpfalz) 

Eine großräumige Gewerbeflächenpotenzialstudie wurde zwischenzeitlich erstellt, eine hohe 

Standortqualität und überörtliche Verkehrsanbindung sind vorhanden. 

Aus unserer Sicht ist zu prüfen, wie durch geeignete Ergänzungen in den Festsetzungen des 

Bebauungsplan sichergestellt werden kann, dass im Plangebiet nur großflächige Ansiedlungen von 

Unternehmen ab mindestens 1 ha Flächenbedarf mit überregionaler bis internationaler Ausstrahlung 

zulässig sind, welche sich neben einer hohen Arbeitsplatzdichte, nach Umsatz und Produktion, für 

Forschung und Entwicklung oder aufgrund besonderer Anforderungen an die Umwelt als 

mindestens regional bedeutsam darstellen. Die Ausführungen in der Begründung sind aus unserer 

Sicht nicht ausreichend. Der Bebauungsplan muss in rechtssicherer Weise festsetzen, dass sich nur 

Betriebe mit den genannten Anforderungen niederlassen können. Die Ansiedlung sonstiger (kleiner) 

Betriebe würde den Zielen der Regionalplanung widersprechen. 
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Sonstige Hinweise: 

 Die Planung entspricht den Fortschreibungsunterlagen zum Flächennutzungsplan der 

Verbandsgemeinde Winnweiler, ist aber nicht aus dem rechtsgültigen Flächennutzungsplan 

entwickelt.  

Wenn der Bebauungsplan in Kraft gesetzt werden soll, bevor der neue Flächennutzungsplan 

rechtskräftig geworden ist, so ist er der Unteren Landesplanungsbehörde zur Genehmigung 

vorzulegen. Eine Genehmigung kann nur in Aussicht gestellt werden, wenn prüfbar ist, dass 

der Bebauungsplan dem künftigen Flächennutzungsplan entspricht. 

 In der landesweiten Bewertungsplattform für Siedlungsflächenpotenziale Raum + Monitor ist 

der Bereich, der überplant werden soll, nicht berücksichtigt (Darstellung als Außenbereich 

ohne Planung). 

Die Planung entspricht nicht Raum +. Es muss eine Korrektur der Darstellung erfolgend, 

sobald der Bebauungsplan Rechtskraft erlangt hat. 

 Die erforderlichen Ersatz- und Ausgleichsmaßnahmen sind in Abstimmung mit der unteren 

Naturschutzbehörde noch festzusetzen. 

Die Zuordnungsfestsetzung nach § 9 Abs. 1 a Satz 2 BauGB für die externen 

Ausgleichs- und Ersatzflächen muss sicher gestellt sein durch Eintrag in die 

Planurkunde und Aufnahme in die textlichen Festsetzungen. 

 Die textlichen Festsetzungen, die Rechtsgrundlagen und die ausgefüllten 

Verfahrensvermerke sollen spätestens nach Satzungsbeschluss auf der Planurkunde ergänzt 

werden. 

 Elektrotankstellen sind beschränkt auf „eine Einrichtung“ – hier bleibt unklar, was mit „einer 

Einrichtung“ gemeint ist (Ladestation??). Der zunehmenden Bedeutung der Elektromobilität 

ist Rechnung zu tragen 

 
Redaktionelle Hinweise: 

 Die Rechtsgrundlagen in der Begründung sind nicht aktuell. 

 Zur regionalen Bedeutsamkeit der Fläche verweisen wir auf die „ Industrie- und 

Gewerbeflächenpotentialstudie für den Landkreis Kusel und den Donnersbergkreis “ (Jan. 21), 

die Aussagen sind in die Begründung zu integrieren. 

 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 
 
 
(Witthaus) 
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